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Erklärung zur Unterstützung der österreichischen EGÖD-Mitglieder 

 
Angenommen auf der Tagung des EGÖD-Exekutivausschusses von 6.-7. November 2018 in 

Brüssel 
 
Der EGÖD unterstützt die österreichischen Mitglieder in ihrem anhaltenden Kampf gegen die 
in Kraft getretenen neuen Arbeitszeitgesetze und gegen Vorschläge, die die Institutionen der 
sozialen Absicherung schwächen sollen.  
 
Die Regierungskoalition der Österreichischen Volkspartei und der rechtspopulistischen 
Freiheitlichen Partei Österreichs hat nicht gezögert, sich für die Interessen der Arbeitgeber 
instrumentalisieren zu lassen und durch die Annahme des neuen Arbeitszeitgesetzes den 
Menschen längere Arbeitszeiten für weniger Lohn zuzumuten. Dieses neue Gesetz schafft 
die Überstundenzuschläge für rund eine  Million Arbeitnehmer/-innen ab, die im Rahmen der 
bisherigen Gleitzeitregelung gezahlt wurden. Arbeitgeber können jetzt von ihren 
Belegschaften verlangen, dass diese bis zu 12 Stunden am Tag arbeiten können, jedoch 
ohne Vergütung von Überstunden. Es ist offensichtlich, dass die Arbeitgeber ihre 
Belegschaften bereits unter Druck setzen, damit diese Überstunden ohne entsprechende 
Zuschläge leisten. Die Arbeitnehmer/-innen befürchten, dass sie ihre Jobs verlieren, wenn 
sie sich diesen Forderungen nicht fügen, denn das Gesetz fordert die „Bereitschaft“, 
Überstunden zu leisten oder bei Verweigerung die Entlassung zu riskieren. Die 
Arbeitnehmer/-innen werden diese Entscheidungen gerichtlich anfechten, da die Beweislast 
bei ihnen liegt. Es ist davon auszugehen, dass die Arbeitgeber in nächster Zeit mehr 
Beschäftigte mit Gleitzeitregelungen einstellen werden.  
 
Das neue Gesetz ermöglicht ebenfalls eine maximale wöchentliche Arbeitszeit von 60 
Stunden, wodurch die Vereinbarkeit von Arbeit, Freizeit und Familie schwieriger wird. Eine 
Vielzahl wissenschaftlicher Studien zeigt, dass Überstunden zu Erschöpfung, unsicheren 
Arbeitsbedingungen und mehr Arbeitsunfällen führen. Laut Gesetz kann der Arbeitgeber 
definieren, ob 60 Stunden Arbeit pro Woche „notwendig“ sind. Bisher musste der 
Arbeitgeber die Zustimmung des Betriebsrates für diese Überstunden einholen, stichhaltige 
wirtschaftliche Gründe für die Mehrarbeit vorbringen undnachweisen , dass die Überstunden 
sich nicht nachteilig auf die Arbeitssicherheit und den Gesundheitsschutz auswirken. 
Außerdem mussten die Sozialpartner und die Arbeitsaufsichtsbehörde informiert werden. 
Das neue Gesetz untergräbt somit die betriebliche Demokratie und das Recht auf Anhörung 
und Unterrichtung. Am härtesten trifft dieses neue Gesetz vor allem Arbeitnehmer/-innen in 
prekären Beschäftigungsverhältnissen, darunter zahlreiche Frauen. Die Gewerkschaften 
haben sich an die Spitze des Widerstandes gestellt und versuchen jetzt nach Inkrafttreten 
des Gesetzes in erster Linie, die Situation durch Kollektivvereinbarungen zu „reparieren“. 
 
Zurzeit bedeutet die laut EU-Arbeitszeitrichtlinie maximal zulässige Arbeitszeit von 48 
Stunden pro Woche, dass Arbeitnehmer/-innen 60-Stunden-Wochen nur in einem sehr 
begrenzten Umfang leisten können. Die Entwicklung in Österreich ist jedoch für alle 
Gewerkschaften in Europabesorgniserregend . Österreich setzt ein Negativbeispiel und 
schwächt das soziale Europa ausgerechnet nach Übernahme des EU-Ratsvorsitzes durch 
das Land. Es ist dies ein Rückschritt ins 19. Jahrhundert. 
  
Eine weitere Rechtsetzungsinitiative der österreichischen konservativ-rechtspopulistischen 
Regierung zielt auf die Schwächung der Rolle der Gewerkschaften bei der Kontrolle der 
Sozialversicherungsfonds (z. B. Arbeitsschutz, Altersversorgung) ab. Diese Fonds werden 
zurzeit von den Arbeitnehmervertreter/-innen selbst verwaltet, da es die Arbeitnehmer/-innen 
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sind, die in diese Fonds einzahlen. Es hat keine Konsultationen oder Verhandlungen 
gegeben, die diese Bezeichnung verdienen. Die Fonds werden zentralisiert, die 
Verwaltungskosten steigen, und es besteht die Gefahr der Privatisierung der Fonds. 
  
Der EGÖD wird mit den österreichischen Mitgliedern zusammenarbeiten und aufzeigen , 
dass die Agenda der konservativ-rechtspopulistischen Regierung die Agenda der 
Arbeitgeber ist und für die arbeitende Bevölkerung weder Fortschritt noch Schutz bedeutet. 
Wir stehen weiterhin solidarisch an der Seite der österreichischen Arbeitnehmer/-innen in 
ihrem Widerstand gegen diese ungerechten Gesetze. 


